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JI- A 001 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates X V11. oesctzgebungspenode 

A N FRA G E 

der Abgeordneten Mag.Guggenberger, Dr.Müller, Weinberger, Strobl 

und Genossen 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend die Vergabe von Arbeitsaufträgen der Länder an ge-· 

geschützte Werkstätten im Rahmert des Invalidenein­

stellungsgesetzes 

Das Invalideneinstellungsgesetz verpflichtet alle Dienstgeber zur 

Einstellung einer gesetzlich vorgesehenen Zahl von Behinderten 

in Relation zur Zahl der Gesamtbeschäftigten. Diese Verpflichtung 

trifft auch die Länder. 

Nicht alle Länder kommen dieser Beschäftigungspflicht in vollem 

Umfang nach und sind daher zur Leistung von Ausgleichstaxe ver -

pflichtet. Wie bei allen ~instellungspflichtigen Dienstgebern be­

steht aber auch für die Länder die Möglichkeit, die Ausgleichstaxe 

anteilig um jenes Ausmaß zu reduzieren, das 15 % (bzw.30 % ) der 

Kaufsumme an geschützte Werkstätten erteilten Arbeitsaufträge ent­

spricht. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den Bundesminister 

für Arbeit und Soziales die nachstehende 

A N FRA G E 

1.) Welche Länder haben in den Jahren 1985 und 1986 Arbeitsauf­

träge an geschützte Werkstätten erteilt? 

2.) Wie hoch war die Summe der Aufträge in den einzelnen Ländern 

in diesen beiden Jahren ? 
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